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Überblick 
In der vorliegenden Untersuchung werden erstmals die Jahresabschlüsse aller deutschen 
Bistümer und Bischöflichen Stühle analysiert. Ausgangspunkt ist die Frage, ob die katholische 
Kirche in Deutschland finanziell in der Lage wäre, Entschädigungen in der Größenordnung von 
einer Milliarde Euro an die Opfer sexuellen Missbrauchs zu leisten. Die Antwort ist ein klares 
Ja: In Summe erwirtschaften die deutschen Bistümer Jahr für Jahr Überschüsse von über einer 
halben Milliarde Euro. Setzt man die Überschüsse ins Verhältnis zu den Erträgen, so ergeben 
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sich für nicht wenige Bistümer „Umsatzrenditen“ von über 10 Prozent – teilweise auch deutlich 
mehr. Seit 2010 – also seit Bekanntwerden des Missbrauchsskandals in der katholischen Kirche 
in Deutschland – haben die Bistümer Überschüsse in Milliardenhöhe erwirtschaftet. Es handelt 
sich um Mittel, die eingenommen, aber nicht ausgegeben wurden, und die dem Bistumsvermögen 
(Eigenkapital) zugeführt wurden. Zwar deklarieren die Bistümer große Teile ihres Eigenkapitals 
als zweckgebundene Rücklagen. Da die meisten Bistümer aber systematisch Überschüsse 
erwirtschaften, werden diese Rücklagen bei ihrer „Verwendung“ lediglich bilanziell aufgelöst, 
tatsächlich aber nicht ausgegeben. Stattdessen schieben die meisten deutschen Bistümer 
schneeballartig eine „Lawine“ von immer größer werdenden Rücklagen vor sich her, die im 
Effekt nie verbraucht werden – und nie verbraucht werden können –, solange die Bistümer weiter 
Überschüsse produzieren. Dadurch erhöht sich Jahr für Jahr das Eigenkapital der deutschen 
Bistümer – und damit das Vermögen der katholischen Kirche. 

Das kurzfristig verfügbare Finanzvermögen der Bistümer und Bischöflichen Stühle wurde 
anhand der Kassenbestände, Bankguthaben und Wertpapiere ermittelt. Es beläuft sich für alle 
Bistümer zusammen auf über 20 Milliarden Euro. Allerdings dienen die hohen 
Wertpapierbestände der Bistümer auch der Sicherung der Pensions- und Beihilferückstellungen. 
Die Kassenbestände und Bankguthaben werden zumindest teilweise zur Bezahlung von 
Verbindlichkeiten benötigt. Um das frei verfügbare Finanzvermögen zu bestimmen, wurden 
daher von der Summe der Kassenbestände, Bankguthaben und Wertpapiere sämtliche 
Zahlungsverpflichtungen abgezogen, also alle Verbindlichkeiten und Rückstellungen. In Summe 
verbleiben über 10 Milliarden Euro, die sofort frei verfügbar wären. Dabei handelt es sich um 
einen Mindestwert, da der tatsächliche Wert der Wertpapiere mit Sicherheit höher ist als der in 
den Bilanzen ausgewiesene Buchwert. 

Das hier betrachtete freie, kurzfristig verfügbare Finanzvermögen ist nicht zu verwechseln mit 
dem Eigenkapital der Bistümer und Bischöflichen Stühle, das sich in Summe auf 20 Milliarden 
Euro beläuft. In die Berechnung des Eigenkapitals fließen alle Vermögenspositionen ein. Aber 
kirchenspezifisches Vermögen wie Kirchen, Gemeindehäuser usw. ist erstens nicht kurzfristig 
verfügbar, und zweitens nicht, ohne kirchliche Zwecke zu beeinträchtigen. Auch die übrigen 
Finanzanlagen – z. B. Ausleihungen und Beteiligungen – sind nicht kurzfristig verfügbar, und 
können kirchlichen Zwecken dienen. Da hier nur das Vermögen betrachtet wird, das kurzfristig 
verfügbar ist, ohne den kirchlichen Betrieb zu beeinträchtigen, wurden solche Vermögenspositio-
nen nicht berücksichtigt. Das heißt umgekehrt: Das hier ausgewiesene, frei verfügbare Finanz-
vermögen ist in der Tat kurzfristig verfügbar, ohne kirchliche Zwecke zu beeinträchtigen. 

Die Bestimmung der Entschädigungssumme 
Anlass für diese Untersuchung war die Frage, ob die katholische Kirche in Deutschland 
Entschädigungen für Missbrauchsopfer, wie sie im Herbst 2019 von einer von den Bischöfen 
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eingesetzten Expertengruppe empfohlen wurden, finanziell tragen könnte. Die Empfehlung sieht 
zwei Modelle vor: Entweder ein „pauschaler Entschädigungsbetrag“, für den „eine Summe von 
300.000 Euro in Betracht“ kommt. Oder „gestufte Entschädigungsbeträge“, bei denen „zum 
Beispiel ein Korridor zwischen 40.000 Euro und 400.000 Euro gewählt werden“ könnte. 

Das Gesamtvolumen der Entschädigungen ist abhängig von der Zahl der Opfer. Setzt man – in 
Ermangelung einer besseren Zahl – hierfür die Zahl der Opfer aus der sog. MHG-Studie an 
[Dreßing et al. 2018: Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katholische Priester, 
Diakone und männliche Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz, S. 5] – 
3.677 –, und multipliziert diese mit dem vorgeschlagenen Pauschalbetrag von 300.000 Euro, so 
kommt man auf ein Gesamtvolumen von 1,1 Milliarde Euro. In Anbetracht der Unschärfen 
sowohl, was die Höhe der einzelnen Entschädigungen angeht als auch die Zahl der Berechtigten, 
wird im Folgenden der Einfachheit halber ein Betrag von einer Milliarde Euro angesetzt. Es zeigt 
sich freilich, dass die Kirche auch weitaus größere Beträge problemlos verkraften könnte. 

Die Verteilung der Entschädigungssumme auf die 
Bistümer 
Eine Milliarde klingt nach viel Geld – und ist es auch. Allerdings ist diese Summe auf 27 deutsche 
Bistümer zu verteilen. Dabei ergibt sich im Durchschnitt ein Betrag von 37 Millionen Euro pro 
Bistum – das sind bereits zwei Größenordnungen weniger. 

Allerdings unterscheiden sich die deutschen Bistümer erheblich in ihrer Größe. Das kleinste 
Bistum, Görlitz, verfügt über 30.000 Katholiken, das größte, das Erzbistum Köln, über knapp 2 
Millionen. Da keine Zahlen über die Opfer (oder Täter) pro Bistum vorliegen, wird für diese 
Auswertung die Entschädigungssumme proportional zur Zahl der Katholiken auf die Bistümer 
verteilt. Die Anteile reichen von einer Million Euro (Görlitz) bis zu 84 Millionen (Köln). 

Alternativ ließe sich die Entschädigungssumme nach der finanziellen Tragfähigkeit auf die 
Bistümer verteilen. Hierbei käme allerdings für alle Bistümer dasselbe Ergebnis heraus: Um eine 
Entschädigungssumme von einer Milliarde Euro zu finanzieren, müsste jedes Bistum entweder 2 
Jahresüberschüsse beisteuern, oder 8 Prozent seiner frei verfügbaren Finanzmittel. Es sei noch 
einmal betont, dass es hier nicht um 2 Jahreseinnahmen geht, sondern lediglich um die 
Überschüsse – das Geld, das nicht verbraucht wird. Und auch nicht um das Gesamtvermögen, 
sondern nur um das kurzfristig frei verfügbare Finanzvermögen, das verwendet werden kann, 
ohne den Bistumsbetrieb zu beeinträchtigen. 
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Die Bestimmung der Jahresüberschüsse 

Bei fast allen Bistümern konnten die Jahresüberschüsse (Jahresergebnisse) direkt aus den 
Jahresabschlüssen übernommen werden. Limburg wies bis 2017 eine von der üblichen 
Gliederung abweichende Ergebnisrechnung aus, bei der für das Jahresergebnis zwei Zeilen der 
Ergebnisrechnung zusammengefasst werden mussten („Veränderung der Rücklagen aus 
Budgetresten u. a.“ und „Gesamtergebnis“). 

Berlin und Rottenburg-Stuttgart veröffentlichen keine Gewinn- und Verlustrechnung (Ergebnis-
rechnung) im Sinne des Handelsgesetzbuchs (HGB). Stattdessen wird eine Haushaltsrechnung 
präsentiert. Dabei werden Rückstellungen (Fremdkapital) und Rücklagen (Eigenkapital) in einer 
Position zusammengefasst – dadurch lässt sich der Jahresüberschuss nicht bestimmen. Deshalb 
wurden die Jahresergebnisse hier aus der Veränderung des Eigenkapitals in dem jeweiligen Jahr 
berechnet. 

Das Erzbistum Freiburg veröffentlicht keine Gewinn- und Verlustrechnung (Ergebnisrechnung). 
In den Haushaltsplänen finden sich zwar Ergebnispläne, die wiederum die Ist-Ergebnisse der 
letzten Jahresrechnung enthalten. Aber die dort ausgewiesenen Jahresergebnisse weichen jedes 
Mal deutlich von der Eigenkapital-Änderung des betreffenden Jahres (die eigentlich gleich sein 
müsste) ab – mal nach unten, mal nach oben. Da das Erzbistum Freiburg alle zwei Jahre 
Doppelhaushalte veröffentlicht, welche jeweils nur die Ist-Rechnung für ein Vorjahr enthalten, 
fehlen ohnehin die Ergebnisrechnungen für jedes zweite Jahr. Deshalb wurden die Jahresergeb-
nisse für Freiburg aus den Eigenkapital-Änderungen berechnet. Auch, wenn nur jedes zweite Jahr 
eine Bilanz veröffentlicht wird, erhält sie doch immer auch die Vorjahreswerte. Deshalb ließen 
sich die Eigenkapital-Änderungen für jedes Jahr berechnen. 

Münster hat bisher zwar eine Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2018 veröffentlicht, aber noch 
keine Ergebnisrechnung. Als durchschnittlicher Jahresüberschuss wurde deshalb der 
Durchschnitt aus den Plan-Ergebnissen für 2018 und 2019 angesetzt. Da Bistümer immer 
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konservativ planen – also die Einnahmen vorsichtig ansetzen –, werden die tatsächlichen 
Jahresüberschüsse aller Wahrscheinlichkeit höher liegen. 

Die Bereinigung der Jahresüberschüsse 

 

Für die vorliegende Auswertung wurden die Jahresergebnisse aus den Jahresabschlüssen 
vereinzelt um einmalige Sondereffekte bereinigt, die die Aussagekraft der Zahlen im Hinblick 
auf die finanzielle Leistungsfähigkeit der Bistümer ansonsten grob verzerrt hätten. Es geht um 
folgende Fälle: 

Augsburg 2014: Das Ergebnis wurde durch die Umstellung der Buchführung von der 
Kameralistik auf handelsrechtliche Grundsätze um einen einmaligen, außerordentlichen Ertrag 
von 190 Mio. auf 207 Mio. erhöht, weil Sachverhalte, die zuvor als Rückstellungen 
(Fremdkapital) und Sonderposten ausgewiesen wurden, ertragswirksam aufgelöst wurden 
[Augsburg 2014 S. 7]. Ohne diesen Effekt hätte das Ergebnis lediglich 17 Mio. betragen. 

Freiburg 2017: 2017 wurde bekannt, dass im Erzbistum Freiburg über viele Jahre hinweg zu 
niedrige Sozialversicherungsbeträge abgeführt wurden. Deshalb wurde eine Rückstellung in 
Höhe von 130 Mio. gebildet, wodurch das Jahresergebnis von sonst 63 Mio. auf -66 Mio. 
reduziert wurde [Freiburg 2017 S. 41, „DRV-Sondersachverhalt“].  

Freiburg 2012: In diesem Jahr ergibt sich aus der Bilanz eine auffällige, negative Eigenkapital-
Änderung von -41 Mio. Offenbar wurde das Eigenkapital gegenüber der Eröffnungsbilanz um 
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73 Mio. nach unten korrigiert. Da die Bilanz einen Jahresüberschuss von 32 Mio. ausweist, wurde 
dieser Betrag für die Auswertung übernommen. 

Hamburg 2016: Für die Übernahme von Haftungsrisiken des Katholischen Schulverbandes 
wurden Rückstellungen in Höhe von 269 Mio. gebildet, die das Jahresergebnis von sonst -10 
Mio. auf -279 Mio. reduzierten. [Hamburg 2016 S. 4.] Bis dahin hatte das Erzbistum Hamburg 
stets positive Jahresüberschüsse im zweistelligen Millionenbereich ausgewiesen. 

Magdeburg 2014: Die bilanzielle Bewertung der Wertpapiere wurde von (höheren) Kurswerten 
auf (niedrigere) Anschaffungskosten umgestellt. Dadurch wurde das Jahresergebnis von sonst 3 
Mio. auf -1 Mio. reduziert. [Magdeburg 2014 S. 31.] 

München 2016 und 2015: Über Zustiftungen hat das Erzbistum Eigenkapital im Wert von 1,5 
Milliarden Euro aus der Bilanz des Erzbistums in mehrere Stiftungen verschoben. Dadurch 
reduzierte sich das ausgewiesene Jahresergebnis 2015 von sonst (positiven) 170 Mio. auf -1.133 
Mio. – also auf einen Fehlbetrag von über einer Milliarde. [München 2015 S. 73.] 2016 reduzierte 
es sich von sonst (positiven) 67 Mio. auf (negative) -68 Mio. [München 2016 S. 72.] 

Neben diesen besonders auffälligen Verzerrungen fanden sich in den Jahresabschlüssen immer 
wieder Sachverhalte, bei denen man zumindest darüber diskutieren könnte, ob die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Bistums nicht sachgerechter dargestellt würde, wenn das Jahresergebnis 
um den betreffenden Sachverhalt korrigiert würde. So übernehmen Bistümer z. B. immer wieder 
Garantieerklärungen für andere kirchliche Einrichtungen, oder passen die Kalkulationszinssätze 
für ihre Pensions- und Beihilferückstellungen an. Beides belastet das ausgewiesene Jahres-
ergebnis. In der vorliegenden Untersuchung geht es allerdings nicht um die möglichst 
„korrekte“ Ermittlung der Jahresergebnisse, sondern um die Ermittlung von Mindestergebnissen. 
Daher wurden nur die gröbsten Verzerrungen bereinigt – meist solche, bei denen ein sonst 
positives Jahresergebnis durch die Verzerrung negativ wurde. 
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Die Berechnung der Umsatzrenditen 

 

Wie sich zeigt, erwirtschaften die meisten Bistümer systematisch Überschüsse. Damit ließe sich 
im Prinzip sagen, dass die betreffenden Bistümer gewinnorientiert arbeiten – der Unterschied zu 
Unternehmen besteht lediglich darin, dass die Gewinne nicht ausgeschüttet werden, sondern dem 
Bistumsvermögen zufließen. 

Zum Vergleich mit der Privatwirtschaft – und der Bistümer untereinander – liegt es nahe, die 
„Umsatzrenditen“ der Bistümer zu berechnen. Dazu werden hier die durchschnittlichen 
Jahresüberschüsse ins Verhältnis zu den durchschnittlichen gesamten Erträgen gesetzt. Die 
Durchschnittswerte werden deshalb betrachtet, weil die jährlichen Umsatzrenditen naturgemäß 
schwanken und die Durchschnittswerte aussagekräftiger sind. 

Für die meisten Bistümer wurden die Erträge aus den Gewinn- und Verlustrechnungen 
(Ergebnisrechnungen) angesetzt – inklusive Finanzerträgen, außerordentlichen und neutralen 
Erträgen, wo vorhanden. Auch hier ließe sich darüber diskutieren, ob diese Erträge 
„Umsätze“ darstellen. Da es aber, wie schon gesagt, darum geht, Mindestwerte auszuweisen, 
wurden immer alle Erträge berücksichtigt – mit Ausnahme der bereits angesprochenen 
außerordentlichen Erträge in Augsburg 2014 in Höhe von 190 Mio., die lediglich einer 
Umstellung der Bilanzierung geschuldet sind. Denn je höher die Erträge, desto niedriger wird die 
Umsatzrendite bei gleichem Jahresüberschuss. 

Berlin und Rottenburg-Stuttgart veröffentlichen, wie erwähnt, keine Ergebnisrechnungen. 
Deshalb wurden dort statt der Erträge die Einnahmen aus der Jahresrechnung angesetzt. 
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Für Freiburg wurden aus den Ergebnisplanungen jeweils die letzten Ist-Erträge angesetzt. 

Freiburg und Rottenburg-Stuttgart veröffentlichen, wie bereits erwähnt, Doppelhaushalte. 
Deshalb sind dort nur die Ist-Erträge bzw. Ist-Einnahmen für jedes zweite Jahr verfügbar – aus 
Transparenz-Sicht völlig inakzeptabel. Da für Freiburg und Rottenburg-Stuttgart somit nur die 
Erträge/Einnahmen für jedes zweite Jahr verfügbar waren, wurden dort für die Berechnung der 
Umsatzrenditen auch die durchschnittlichen Jahresüberschüsse nur anhand der Jahre berechnet, 
für die Einnahmen/Erträge verfügbar waren. Deshalb unterscheiden sich die durchschnittlichen 
Jahresüberschüsse für Freiburg und Rottenburg-Stuttgart in der Tabelle mit den Umsatzrenditen 
von der mit den Jahresüberschüssen und dem Finanzvermögen. 

Die Auswertung für die Bischöflichen Stühle 

 

Die Auswertung für die Bischöflichen Stühle erfolgt analog zu den Bistümern. Aus Zeitgründen 
wurde hier der jeweils letzte Jahresüberschuss angesetzt, nicht der Durchschnitt aller verfügbaren 
Jahre. 

In Berlin, Dresden-Meißen, Fulda, Köln und Mainz werden die Jahresabschlüsse für das Bistum 
und den Bischöflichen Stuhl zusammengefasst erstellt. Dort gibt es keine separaten Abschlüsse 
für den Bischöflichen Stuhl. Freiburg und Paderborn veröffentlichen keine Abschlüsse für die 
Bischöflichen Stühle. 
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Bei den verbleibenden Bischöflichen Stühlen konnten die Jahresüberschüsse direkt aus der 
Bilanz entnommen werden. 

Das kurzfristig frei verfügbare Finanzvermögen 
Zum frei verfügbaren Finanzvermögen wurde im Überblick schon das meiste gesagt. Die Zahlen 
konnten entweder direkt den Bilanzen entnommen werden oder – bei den Wertpapieren – den 
Erläuterungen zur Bilanz. 

Essen, Hamburg und Würzburg weisen nur die Finanzanlagen in Summe aus, aber nicht den 
Betrag für die Wertpapiere. Dort wurde hilfsweise der Betrag für die Finanzanlagen angesetzt – 
zusammen 487 Mio. Würde man stattdessen den Wert Null ansetzen – um sicherzustellen, dass 
z. B. keine Beteiligungen oder langfristigen Ausleihungen enthalten sind, die nicht kurzfristig 
verfügbar sind und/oder kirchlichen Zwecken dienen, würde der Gesamtbetrag für die 
Wertpapiere der deutschen Bistümer auf 19 Mrd. sinken und das gesamte kurzfristig frei 
verfügbare Finanzvermögen der Bistümer auf 12 Mrd. An der Aussage, dass die Bistümer über 
20 Milliarden Euro an Kassenbeständen, Bankguthaben und Wertpapieren besitzen und davon 
über 10 Milliarden kurzfristig frei verfügbar sind, würde sich dadurch nichts ändern. 

Der Schneeballeffekt bei den Rücklagen 
Jahresüberschüsse erhöhen das Eigenkapital des betreffenden Bistums. Es ist davon auszugehen, 
dass die Bistümer kein Interesse daran haben, in der Bilanz ein hohes bzw. stetig steigendes 
Eigenkapital auszuweisen. Typischerweise untergliedern Bistümer ihr Eigenkapital in die 
Positionen „Kapital“ und „Rücklagen“. Ebenso typisch ist, dass das „Kapital“ entweder stets 
gleich bleibt oder sich nur langsam erhöht, während die Rücklagen Jahr für Jahr anwachsen. Das 
Bistum Speyer, das schon vergleichsweise viele Jahresabschlüsse veröffentlicht hat, ist ein gutes 
Beispiel dafür. Zum 31.12.2012 belief sich dort das „Ausstattungskapital“ auf 34.353.399,01 
Euro. Sechs Jahre später betrug das „Ausstattungskapital“ immer noch 34.353.399,01 Euro. 
Allerdings wurden in der Zwischenzeit Rücklagen in Höhe von 57 Mio. Euro auf- und ein 
Verlustvortrag von 2 Mio. abgebaut. Da die Rücklagen Bestandteil des Eigenkapitals sind – nicht 
zu verwechseln mit dem „Ausstattungskapital“ – hat das Bistum Speyer also innerhalb von 6 
Jahren sein Eigenkapital mehr als verdreifacht – von 32 Mio. auf 99 Mio. 

Rücklagen entstehen, wenn im Haushalt Mittel für die Verwendung in zukünftigen Jahren 
verplant – also zurückgelegt werden. Im Haushalt gelten diese Mittel dann als „verbraucht“, 
obwohl sie noch gar nicht ausgegeben wurden. Später werden in den Jahren, wo die geplanten 
Zwecke oder Maßnahmen verwirklicht werden, die betreffenden Rücklagen auch in der Bilanz 
„aufgelöst“. Für die Auflösung der Rücklagen kommt es allerdings nicht darauf an, dass das Geld 
tatsächlich ausgegeben wird, sondern nur darauf, dass die geplante Maßnahme durchgeführt oder 
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der geplante Zweck verwirklicht wird. Solange ein Bistum einen Jahresüberschuss ausweist, 
heißt das allerdings, dass in dem betreffenden Jahr alle Maßnahmen – auch die, für die in früheren 
Jahren Mittel zurückgelegt wurden – aus den laufenden Erträgen des Jahres finanziert wurden. 
Das heißt: Die Rücklagen wurden gar nicht benötigt. Ist das Eigenkapital nun in die Positionen 
„Kapital“ und „Rücklagen“ untergliedert, würde jeder Abbau der Komponente „Rücklagen“ die 
Komponente „Kapital“ entsprechend erhöhen – zusätzlich zum Jahresüberschuss, der das 
Eigenkapital ja ebenfalls erhöht. Stattdessen bilden die Bistümer typischerweise immer höhere 
Rücklagen. Dies lässt sich z. B. an der Gewinn- und Verlustrechnung des Erzbistums München 
und Freising zeigen. (Siehe nächste Seite.) 

Das Erzbistum München und Freising hat 2018 einen Jahresüberschuss (Jahresergebnis) von 99 
Millionen Euro erwirtschaftet. Das heißt: Die Erträge waren um diesen Betrag höher als die 
Aufwendungen, und das Eigenkapital erhöht sich um diesen Betrag. 

Unter den Aufwendungen waren offenbar Maßnahmen, für die in Vorjahren 101 Millionen Euro 
zurückgelegt wurden – denn dieser Betrag wird den zweckgebundenen Rücklagen entnommen 
(Zeile 9). Die ursprüngliche Idee dabei ist, dass durch die Auflösung der Rücklagen die 
zusätzlichen Aufwendungen finanziert werden, die in dem Jahr das Ergebnis belasten, in dem die 
Maßnahmen umgesetzt werden. 

Nur: Das positive Jahresergebnis bedeutet, dass die Aufwendungen bereits aus den laufenden 
Erträgen des Jahres finanziert wurden. Das heißt: Die Rücklagen werden zwar „aufgelöst“ – aber 
nicht ausgegeben. Vielmehr werden sie – zusammen mit dem Jahresüberschuss – in neue, noch 
höhere Rücklagen gesteckt. In der Gewinn-und Verlustrechnung spiegelt sich das darin wider, 
dass die Summe der Einstellungen in die Rücklagen exakt der Summe aus dem Jahresüberschuss 
plus der Entnahmen aus den zweckgebundenen Rücklagen entspricht –199.967.573,44 Euro. Es 
wurden also Rücklagen von 101 Mio. Euro aufgelöst und neue Rücklagen in Höhe von 200 Mio. 
Euro gebildet. Im Vorjahr passierte genau das Gleiche: Es wurden Rücklagen von 156 Mio. Euro 
aufgelöst und neue Rücklagen in Höhe von 217 Mio. Euro gebildet. 

Solange weiterhin Jahresüberschüsse erwirtschaftet werden, können die Rücklagen auch 
weiterhin nur „aufgelöst“, aber nicht ausgegeben werden. Die meisten Bistümer schieben damit 
schneeballartig eine immer größer werdende „Lawine“ von Rücklagen vor sich her, die letztlich 
nur das Eigenkapital erhöht – und damit das Bistumsvermögen. 



11 

 


